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TEPJF: Bestätigung der Mehrheit für
Morena im neuen Kongress

Der TEPJF in Mexiko bestätigt die offizielle Mehrheit in der
Abgeordnetenkammer, während Oppositionsparteien

gegen die Entscheidung Einspruch erheben.

In der politischen Landschaft Mexikos deutet sich eine
entscheidende Entwicklung an, die weitreichende Konsequenzen
für die zukünftige Gesetzgebung haben könnte. Der Tribunal
Electoral del Poder Judicial de la Federación (TEPJF) plant, die
Entscheidung des Instituto Nacional Electoral (INE) zu
bestätigen, die eine komfortable Mehrheit für die
Regierungspartei Movimiento Regeneración Nacional (Morena)
und deren Koalitionspartner in der Cámara de Diputados
festlegt. Dieses Votum könnte die Art und Weise, wie Gesetze in
Mexiko verabschiedet werden, entscheidend beeinflussen.

Am Freitag bestätigte das INE nach einer umstrittenen
Abstimmung, dass die Koalition, angeführt von der Präsidentin
der Abgeordnetenkammer, Claudia Sheinbaum, insgesamt 364
Sitze, also 73 % der 500 Abgeordneten, gewonnen hat. Dies ist
die höchste Mehrheit, die ein Präsident seit 1982 erzielt hat, als
der PRI unter Miguel de la Madrid 74 % der Sitze innehatte.

Rechtsstreitigkeiten und die Entscheidung
des TEPJF

Die Festlegung einer breiten Mehrheit sorgt bereits für Proteste
der oppositionellen Parteien, darunter das Partido
Revolucionario Institucional (PRI), das Partido Acción Nacional
(PAN) und das Movimiento Ciudadano (MC). Diese Parteien



haben mehrere rechtliche Schritte eingeleitet, um die
Entscheidung der Regierung zu hinterfragen und argumentieren,
dass die von den Koalitionsparteien erreichte
Überrepräsentation in der gewählten Legislaturperiode nicht den
tatsächlichen Stimmenanteilen entsprach. In ihrem Widerstand
drängen sie auf eine Überprüfung, die sich nicht nur auf die
Koalitionen, sondern auch auf die einzelnen politischen Parteien
konzentriert.

Der Magistrat Felipe de la Mata, der einen entsprechenden
Entwurf zur Bestätigung der INE-Entscheidung vorlegte, erklärte
die Beschwerden der Opposition als „infundiert und inoperativ“.
In seiner Argumentation bezog er sich auf den proportionalen
Vertretungsansatz und betonte, dass die Grenze zur
Überrepräsentation theoretisch nur auf Parteiebene und nicht
auf Koalitionsebene geprüft werden kann. Dies würde bedeuten,
dass die Überzahl, die Morena und deren Partner erreicht haben,
rechtlich zulässig ist und keiner weiteren Überprüfung bedarf.

De la Mata bemerkte weiterhin, dass eine mögliche
Anerkennung der Einwände der Opposition dazu führen würde,
dass eine zwingende Regelung in das Rechtssystem eingeführt
würde, die so in der Vergangenheit niemals umgesetzt wurde. Er
betonte, dass die Normen des politischen Systems diese Art von
Überprüfung nicht vorgesehen hätten und damit die Vorwürfe
der Opposition nicht zur Anwendung kommen könnten.

Beginn einer neuen Legislaturperiode

Wichtig ist, dass der TEPJF bis zum 28. August die
Entscheidungen über die einlaufenden Anträge abschließen
muss, da die neue Legislaturperiode am 29. August beginnt.
Diese Fristen schaffen einen Zeitdruck, da eine Klärung der
Fragen vor dem Amtsantritt der neuen Abgeordneten
weitreichende Folgen dafür haben kann, wie Gesetze künftig
erlassen oder geändert werden.

Mit 236 Sitzen – und hypothetisch mit 257 Sitzen, wenn man die



tatsächlichen Parteimitgliedschaften berücksichtigt – wird auch
deutlich, dass Morena vor dem Hintergrund der mexikanischen
Verfassung nicht in der Lage ist, mit weniger als 300 Sitzen
bedeutende gesetzgeberische Änderungen durchzuführen.
Dennoch gibt die aktuelle Mehrheitsverteilung der Regierung die
Möglichkeit, durch die sogenannte „qualifizierte Mehrheit“
signifikante Reformen ohne die Notwendigkeit der Verhandlung
mit der Opposition durchzusetzen.

Ab dem 1. September können die Abgeordneten der
Regierungspartei somit Gesetze erlassen, die möglicherweise
gravierende Auswirkungen auf den politischen Kurs des Landes
haben könnten, einschließlich einer potenziellen Reform des
Justizsystems, beim Thema demokratischer Wahlen und vielem
mehr. Es bleibt abzuwarten, wie sich diese Entwicklungen auf
die politischen Spannungen zwischen der Regierung und der
Opposition auswirken werden, insbesondere in einem Land, in
dem der politische Diskurs oft hitzig geführt wird und sich
gegenwärtig noch in einem Umbruch befindet.

Künftige Herausforderungen für die
Regierung

Die Bestätigung der Mehrheit ist nur der erste Schritt für die
kommende Legislaturperiode. Die realen Herausforderungen
werden sich insbesondere in der Ausführung und dem Umsetzen
der angestrebten Gesetzesreformen zeigen. Die Frage bleibt,
wie die Regierung mit einem möglicherweise gespaltenen
Parlament umgehen wird und inwieweit die Opposition dennoch
Einfluss auf die politische Agenda nehmen kann.

Der Ausgang der Wahlen und die damit verbundenen
Entscheidungen des Instituto Nacional Electoral (INE) sowie des
Tribunal Electoral del Poder Judicial de la Federación (TEPJF)
haben bedeutende Auswirkungen auf die politische Landschaft
Mexikos. Die Tatsache, dass die Regierungspartei Movimiento
Regeneración Nacional (Morena) zusammen mit ihren
Verbündeten eine qualifizierte Mehrheit in der



Abgeordnetenkammer gewonnen hat, wirft Fragen über die
zukünftige Stabilität und Richtung der mexikanischen Politik auf.

Ein zentraler Punkt in der aktuellen Debatte ist das Konzept der
„Sobrerrepresentación“ oder Überrepräsentation, das die
Verteilung der Sitze in der Kammer beeinflusst. Der Magistrat
Felipe de la Mata hat in seinem Projekt klargestellt, dass
basierend auf der historischen und wörtlichen Auslegung des
proportionalen Repräsentationssystems die Überrepräsentation
nach politischen Parteien und nicht nach Koalitionen zu messen
sei. Damit argumentiert er gegen die Einwände der Opposition,
die eine Neudefinition und Überprüfung des Systems fordert.

Politische Implikationen der Mehrheit

Die klare Mehrheit von 364 Sitzen, die die Regierungskoalition
erhält, ermöglicht es ihnen, signifikante Reformen ohne die
Notwendigkeit eines Kompromisses mit oppositionellen Parteien
durchzuführen. Die Tatsache, dass die Abgeordneten von
Morena und ihren Verbündeten in der Lage sind, Änderungen an
der Verfassung vorzunehmen, hat das Potenzial, den politischen
Kurs Mexikos nachhaltig zu verändern. El Economista
berichtete über die verschiedenen politischen Strategien, die
Morena verfolgen könnte, um ihre Agenda voranzutreiben.

Die am 1. September beginnende Legislaturperiode könnte eine
weitere Polarisierung zwischen der Regierung und der
Opposition zur Folge haben. Die Opposition hat bereits auf die
„Überrepräsentation“ hingewiesen und gewarnt, dass es zu
einem Missbrauch der erlangten Macht kommen könnte. Diese
Ängste sind nicht unbegründet, da bereits in der Vergangenheit
in Mexiko ähnliche politisch motivierte Reformen eingeführt
wurden, die zu einem autoritären Übergriff führten.

Vergleich zu historischen Ereignissen

Historische Parallelen, wie die Zeit unter Präsident Carlos Salinas
de Gortari in den späten 1980er und frühen 1990er Jahren,
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zeigen, wie eine einmal errungene politische Mehrheit genutzt
wurde, um tiefgreifende Veränderungen im Land vorzunehmen.
Der damalige Präsident nutzte seine dominante Stellung im
Kongress, um neoliberale Reformen durchzusetzen, die
weitreichende soziale und wirtschaftliche Folgen hatten. Im
Vergleich zur heutigen Situation sind jedoch einige Unterschiede
deutlich: Der Einfluss der Zivilgesellschaft und internationale
kritische Stimmen sind heute bedeutend stärker, was die
Spielräume der politischen Akteure einschränken kann.

Zusätzlich ist das mexikanische politische Klima durch eine
größere Medienaufsicht und einen aktiven Diskurs in sozialen
Netzwerken geprägt, der es der Opposition ermöglicht, lautstark
auf Missstände hinzuweisen und mobil zu bleiben. Diese
Faktoren könnten was die Regierungsspielräume angeht,
entscheidende Differenzen zu früheren Epochen darstellen.

Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die Auswirkungen dieser politischen Veränderungen werden
nicht nur auf der governmental Ebene spürbar sein, sondern
auch in der Bevölkerung. Die Erhöhung der repräsentativen
Macht kann sowohl als Chance als auch als Risiko angesehen
werden. Bei einer Umfrage von CIDAC gaben 60 % der
Befragten an, dass sie besorgt sind über die Konzentration der
Macht in den Händen einer einzigen Partei. Ein solches Gefühl
der Unsicherheit kann zu erheblichem gesellschaftlichen Unmut
führen.

Im Rahmen sozialer Bewegungen könnte diese politische
Entwicklung auch die Mobilisierung sowohl für als auch gegen
die Partei Morena verstärken, was in den kommenden Jahren
möglicherweise zu gesellschaftlichen Spannungen führen
könnte. Historisch gesehen haben solche Spannungen in Mexiko
oft zu Protesten und politischer Instabilität geführt, was die
aktuellen Entwicklungen besonders aufmerksamkeitswürdig
macht.

https://www.cidac.org


Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

